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Einleitung

I. Einführung in die Thematik

Der Markt besiegt meistens das Recht.1

Schon Anfang des 20.  Jahrhunderts verabschiedete der Deutsche Reichstag Ge-
setze wie das Reichsmietengesetz, das Mieterschutzgesetz oder das Wohnungs-
mangelgesetz, angetrieben von der Sorge, für die Bevölkerung könnte kein 
ausreichender Wohnraum zur Verfügung stehen. Auch heute motiviert dieser 
Gedanke die Parlamentarier zu lebhaften Debatten und zahlreichen Interven­
tionsvorschlägen. 

Die vorliegende Untersuchung staatlicher Interventionen in den Mietwoh-
nungsmarkt findet ihren Ursprung in der seit dem letzten Jahrzehnt sehr intensiv 
geführten Diskussion über die Wahrnehmung stark steigender Mieten. 

Schlagworte, wie Wohnungsmangel und Gentrifizierung, füllen seitdem Zei-
tungen und Polittalkshows, rufen Bürgerinitiativen hervor und verdeutlichen die 
gesellschaftliche Brisanz dieses Themas. Laufend werden weiter steigende Be-
völkerungszahlen für „Metropolregionen“ prognostiziert. Parallel steigen die 
Mietpreise vor allem und unstreitig in den Städten und die sowohl relative als 
auch absolute Belastung der einzelnen, vor allem einkommensschwächeren 
Haushalte wächst an. Im Jahr 2017 empfanden durchschnittlich 16,5  % der Mie-
terhaushalte ihre Wohnkosten als eine große Belastung.2 Auf regionalen Woh-
nungsmärkten in Ballungszentren fehlen Mietwohnungen, während in anderen, 
vornehmlich ländlichen Gebieten leerstehende Gebäude abgerissen werden müs-
sen.3 Diese Entwicklungen stellen Gesellschaft und Politik vor neue und bekann-

1  So schon Rainer Schröder im Rahmen der Vortragsreihe veranstaltet vom Rheinischen 
Verein für Rechtsgeschichte e. V., Warum der Markt meistens das Recht besiegt, Historische 
Beispiele aus Wirtschaft und Arbeit (2004).

2  Statistisches Jahrbuch 2019, S.  168 mit Verweis auf die Studie „LEBEN IN EUROPA“ 
(EU-SILC).

3  Die höchste Leerstandsquote verzeichnen Sachsen und Sachsenanhalt mit 13,5 und 14,8  % 
des Wohnungsbestandes. Die niedrigsten Quoten gibt es in Bremen (5,0  %) und Hamburg 
(5,0  %) gefolgt von Schleswig-Holstein (5,4  %), Hessen (6,75  %), Bayern (7,3  %) und Berlin 
(7,5  %) – vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 5, Heft 1 (2010), S.  32 f. Laut Braun/Baba 



2 Einleitung

te Herausforderungen.4 Interventionsmaßnahmen, wie die so genannte Miet-
preisbremse, lassen sich daher in den historischen Kontext der traditionellen 
Mietwohnungsmarktpolitik einordnen.

Hinzu kommt, dass die Mietwohnungspolitik einen immensen sozialen 
Sprengstoff5 birgt, da theoretisch jeder Bürger als potentieller Mieter oder Ver-
mieter hiervon betroffen ist oder sein kann. Ein Dach über dem Kopf zu haben 
gehört zu den essentiellen Bedürfnissen des Menschen. Die eigenen vier Wände 
und die dadurch gewährleistete Privatsphäre haben in unserer Gesellschaft einen 
sehr hohen Stellenwert.6 „Die Wohnung ist für jedermann Mittelpunkt seiner pri-
vaten Existenz. Der Einzelne ist auf ihren Gebrauch zur Befriedigung elementa-
rer Lebensbedürfnisse sowie zur Freiheitssicherung und Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit angewiesen.“7 Wohnen stammt von dem altdeutschen Wort „wonên“ 
ab. Der etymologische Ursprung ist auf „zufrieden sein“, „lieben, schätzen“ zu-
rückzuführen.8 So überrascht es nicht, dass der Sachverständigenrat im Auftrag 
der Bundesregierung Wohnen als das „wichtigste Konsumgut“ privater Haus­
halte deklariert: Da „das Bruttoimmobilienvermögen mehr als die Hälfte des ge-
samten Bruttovermögens der privaten Haushalte aus[macht, sind] […] Immobi-
lien […] somit neben der Gesetzlichen Rentenversicherung der wichtigste Be-
standteil der Altersvorsorge privater Haushalte in Deutschland. Darüber hinaus 
entfällt fast die Hälfte des inländischen Kreditvolumens der Banken auf Kredite 
für den Wohnungsbau, wobei Immobilien die wichtigste Besicherung für Bank-
kredite darstellen.“9 

gab es in Deutschland Ende 2014 rund 1,56 Mio. leerstehende Wohnungen; Braun, Reiner/
Baba, Ludger, Wohnungsmarktprognose 2016–20, Regionalisierte Prognose inkl. Flüchtlinge, 
empirica paper Nr.  231 (2016), S.  4.

4  Hierzu weiterführend mit einem Ausblick auf die Entwicklung zur bipolaren Stadt. Zwi-
schen Wohnungsnot und Wohnungsleerstand: Opaschowski, Horst, Deutschland 2030 (2013), 
S.  421 ff. sowie Henger, Ralph/Schier, Michael/Voigtländer, Michael, Wohnungsleerstand 
(2014) die darauf verweisen, dass der Mietpreisanstieg lediglich etwa 15 Millionen in Deutsch-
land betreffe, während die Situation in vielen anderen Regionen des Landes von Bevölkerungs-
schrumpfung gezeichnet sei. 

5  Lutz, Hans-Joachim, Der Mieterschutz der Nachkriegszeit, 1998, S.  19. 
6  Im Ergebnis auch und mit Darstellungen zu der Entwicklung der Wohnung hin zu einem 

exklusiven Ort der Kleinfamilie als Pendant zu einer Gegenwelt zur anonymen, strukturierten 
und fremdbestimmten Arbeitswelt, Hart, Annette/Scheller, Gitta, Das Wohnerlebnis in Deutsch-
land (2012), S.  75 ff., sowie Bericht der Expertenkommission Wohnungspolitik, BT-Drs. 
13/159, S.  1. 

7  BVerfG, Beschl. v. 26.5.1993 – 1 BvR 208/93, NJW 1993, S.  2035.
8  Etymologisch lässt sich wohnen auf ‘zufrieden sein‘ als begrifflichen Ausgangspunkt zu-

rückführen. Die Ausgangsbedeutung von wohnen ist etwa ‘lieben, schätzen‘, dazu Kluge, 
Friedrich, Etymologisches Wörterbuch der deutschen Sprache (2011), S.  994.

9  Jahresgutachten 2013/2014 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
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Seit Jahrzehnten ist der Mietwohnungsmarkt ein hochreglementierter Wirt-
schaftssektor.10 Im letzten sowie in diesem Jahrhundert bediente sich der Staat 
unterschiedlicher Mittel, um auf Zustände und Veränderungen auf dem Miet-
wohnungsmarkt zu reagieren. Dabei haben sich die wohnungspolitischen Ziel-
setzungen seit dem Beginn des letzten Jahrhunderts häufig gewandelt. Auch 
wenn die Problemstellungen regelmäßig in anderem Gewand und anderem ge-
schichtlichen, politischen und wirtschaftlichem Kontext auftauchen11 – Woh-
nungspolitik bleibt und ist ein gesellschaftliches und politisches relevantes 
Thema. 

Politiker schnüren umfangreiche Pakete, die eine Vielzahl von Maßnahmen 
vorsehen und weisen diese als ganzheitlich aus.12 Aber können die ausgerufenen 
allokationspolitischen Ziele überhaupt erreicht werden? Oder ist es vielmehr so, 
dass solche Regulierungen – wenn überhaupt – zufällig wirken? Wann ist eine 
Maßnahme erfolgreich und wie kann man dies überprüfen? Ein Problem bei der 
empirischen Kontrolle ist die Multikausalität.13 Folgewirkungen wirtschaftspoli-
tischer Maßnahmen sind grundsätzlich schwer bis gar nicht absehbar.14

schaftlichen Entwicklung, BT-Drs. 18/94, S.  442; In diesem Rahmen hebt der Sachverständi-
genrat die weitergehende volkswirtschaftliche Bedeutung der Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft hervor.

10  Busz, Eick, Die Äquivalenz im freifinanzierten Wohnraummietrecht (2002), S.  45.
11  So könnte eine Beschreibung der wohnungspolitischen Situation von Mairose/Orgaß An-

fang der 1970 er Jahre auch den heutigen Zustand beschreiben: „Keine Preisbewegung löst so 
starke Reaktionen in der Öffentlichkeit aus wie offenbar der Anstieg der Mieten. Auf keinem 
Markt gibt es ähnlich erbitterten Streit zwischen Anbietern und Nachfragern. Viele Mieter füh-
len sich ausgenutzt oder gar ausgebeutet. Dies vor allem in den Ballungsgebieten, wo die Be-
nutzungsentgelte für Wohnraum zum Teil sprunghaft ansteigen.“ – so Mairose, Ralf/Orgaß, 
Gerhard, Wohnungs- und Bodenpolitik in der Bundesrepublik Deutschland Kostenmiete – 
Städtebaurecht – Wohnungseigentum durch Mietkauf (1973), S.  5. 

12  Weiterführend zum Politikprozess und den Entscheidungsabläufen: Güntner, Simon, So-
ziale Stadtpolitik (2007), S.  26 f. mit weiteren Literaturhinweisen. 

13  Siehe dazu Lutz, Hans-Joachim, Der Mieterschutz der Nachkriegszeit (1998), der unter-
sucht ob der Einfluss des Mieterschutzes auf den Wohnungsbau empirisch nachweisbar ist. 

14  Siehe dazu beispielhaft das Norwegische Gesetz für Haushaltsangestellte von 1948: „Das 
Gesetz begrenzte den Arbeitstag auf zehn Stunden, setzte einen Mindestlohn für Überstunden 
fest, gewährte einen freien Nachmittag in der Woche und einen freien Sonntag in 14 Tagen. Das 
Gesetz war unabdingbar und enthielt eine Strafbestimmung. Eine amtliche Überwachung war 
jedoch nicht vorgesehen. Das Gesetz erwies sich zunächst als weitgehend unwirksam. […] 
Politische Rhetorik scheint hier wichtiger gewesen zu sein als die realen Folgen der Gesetzge-
bung. Das Gesetz konnte die widersprüchlichen Standpunkte [der Parteien] vereinigen, indem 
es sich als Reformgesetz gab, das doch nichts verändern würde. Es erfüllte insofern eine [aus-
schließlich] symbolische Funktion, als hier die politischen Akteure ihre jeweiligen Wertvorstel-
lungen zum Ausdruck bringen konnten.“ – siehe Röhl, Klaus, Rechtssoziologie – die Zukunfts-
disziplin der Jurisprudenz, S.  271; zitiert nach http://www.ruhr-uni-bochum.de/rsozinfo/pdf/
Roehl-RS-Kap6.pdf (Stand: 23.7.2016).
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Ist der Staat überhaupt für den Mietwohnungsmarkt verantwortlich oder wieso 
sollte er das sein? Welche tatsächlichen und rechtlichen Handlungsmöglichkei-
ten hat er? Welche Maßnahmen hat der Staat in den letzten hundert Jahren ergrif-
fen? Welche Eingriffe sollten sich keinesfalls wiederholen und welche könnten 
den aktuellen Herausforderungen gerecht werden? 

Die verschiedenen Grundlagen sowie Rahmenbedingungen und Grundmecha-
nismen des Marktes im Zusammenhang mit wohnungspolitischen Instrumenten 
sollen nachfolgend aus einer juristischen Perspektive dargestellt und aufgearbei-
tet werden. Vielleicht kann die Arbeit sogar einen Beitrag dazu leisten, in kon-
kreten Situationen, nachhaltige wirtschaftspolitische Handlungsempfehlungen 
zu entwickeln. Sie soll dazu anregen, über alternative Konzepte zu den bislang 
erprobten nachzudenken und im besten Fall als Entscheidungshilfe für die Ge-
setzgebung zur Steuerung des Mietwohnungsmarktes dienen. 

II. Problemdarstellung und Relevanz

Das Thema „Wohnen“ ist für die Menschen von großer Bedeutung und gesell-
schaftspolitisch brisant. 50  % der Deutschen leben in Regionen mit ansteigendem 
Bevölkerungswachstum.15 In den elf größten deutschen Städten leben ca. 15  % der 
Bevölkerung16 und in fast allen dieser Städte herrscht bereits regionaler Woh-
nungsmangel oder wird für die nahe Zukunft prognostiziert.17 Trotzdem hat die 
Neubautätigkeit seit den 1980er Jahren (auch in diesen Gebieten) zunächst stetig 
abgenommen und auch zuletzt nur unzureichend zugenommen.18 Durchschnittlich 
steht eine Bautätigkeit von weniger als 200.000 Wohnungen pro Jahr einem ermit-
telten Bedarf von jährlich 400.000 Wohnungen gegenüber.19 Im Jahr 2014 gab es 
in Deutschland ca. 18,8 Mio. Mieterhaushalte20. Weitere 16,5 Mio. sog. „Eigen­
tümerwohnungen“ stehen deutschlandweit ca. 40 Mio. nachfragenden Haushalten 
gegenüber. Mit zuletzt 45,5  %21 liegt die Eigentumsquote – also dem Anteil des 

15  Strategien für bezahlbares Wohnen in der Stadt, Welchen Beitrag kann der Neubau ange-
sichts neuer Wohnungsknappheit leisten?, Studie von Regio Kontext, S.  4; http://web.gdw.de/
uploads/pdf/Studie_RegioKontext.pdf (zuletzt aufgerufen am 4.12.2020).

16  Statistisches Jahrbuch 2019, S.  30.
17  Günther, Matthias/Hübl, Lothar, Wohnungsmangel in Deutschland? Regionalisierter 

Wohnungsbedarf bis zum Jahr 2025 (2009), S.  9.
18  Statistisches Jahrbuch 2019, S.  416 und 587.
19  Günther, Matthias/Hübl, Lothar, Wohnungsmangel in Deutschland? Regionalisierter 

Wohnungsbedarf bis zum Jahr 2025 (2009), S.  9, sowie zur Bautätigkeit Statistisches Jahrbuch 
2019, S.  589.

20  Statistisches Jahrbuch 2019, S.  166.
21  Ebenda.
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selbstgenutzten Wohneigentums – in Deutschland deutlich unter dem europäi-
schen Durchschnitt.22. In einigen Bundesländern ist sie noch deutlich niedriger. 
Insbesondere in den Stadtstaaten wie Berlin, Hamburg und Bremen ist die Eigen-
tumsquote mit 16  %, 24  % und 39  % traditionell stark unterdurchschnittlich.23 

In vielen Regionen ist das Wohnungsangebot auf dem Mietwohnungsmarkt 
nicht deckungsgleich mit der Nachfrage. Angebot und Nachfrage entwickeln 
sich immer weiter auseinander. Hinzu kommen strukturelle Probleme gefördert 
durch die gesellschaftliche Entwicklung und den soziokulturelle Wandlungspro-
zess hin zu immer mehr Ein-Personen-Haushalten als Folge der so genannten 
Versingelung der Gesellschaft.24 Immer mehr kleine Haushalte fragen mehr 
Wohnfläche nach.25 Während im Jahr 1991 noch gut 35 Mio. Haushalte in 
Deutschland Wohnraum nachfragten, waren es im Jahr 2011 schon über 40 Mio. 
Haushalte mit seitdem jährlich steigender Tendenz.26 Von allen Haushalten ent-
fielen Anfang der 1990er Jahre 33,6  % auf Einpersonenhaushalte. Im Jahr 2011 
waren es schon knapp über 40  %27 und im Jahr 2018 ungefähr 42  %.28 Für das 
Jahr 2030 prognostiziert das Statistische Bundesamt im Rahmen der Haushalts-

22  Die Wohnungseigentumsquote in fast allen anderen europäischen Ländern ist höher: 
95,6  % in Rumänien, 83,5  % in Polen, 77,7  % in Spanien, 72,3  % in Belgien, 64,6 im Vereinig-
ten Königreich, 64,3  % in Frankreich, 57,3  % in Österreich, vgl. Wohneigentumsquoten in aus-
gewählten europäischen Ländern im Jahr 2013: http://de.statista.com/statistik/daten/studie/ 
155734/umfrage/wohneigentumsquoten-in-europa/ (zuletzt aufgerufen am 4.12.2020), oder 
auch Ergebnisse des Zensus 2011. – Wohnungen in Wohngebäuden (ohne Wohnheime). Ohne 
Ferien- und Freizeitwohnungen, Diplomatenwohnungen/Wohnungen ausländischer Streitkräf-
te sowie gewerblich genutzte Wohnungen. – Eigentümerquote 2011 in %, Statistisches Jahr-
buch 2014, S.  149. 

23  Vgl. Ergebnisse des Zensus 2011: Wohnungen in Wohngebäuden (ohne Wohnheime). 
Ohne Ferien- und Freizeitwohnungen, Diplomatenwohnungen/Wohnungen ausländischer 
Streitkräfte sowie gewerblich genutzte Wohnungen, Statistisches Jahrbuch 2014, S.  149.

24  Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Lebenslagen/Materialband zum Medi-
an der gewichteten Haushaltsnettoeinkommen, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, 2001, 
S.  49.

25  Ein Ausblick hierzu auf das Jahr 2030 findet sich bei: Opaschowski, Horst, Deutschland 
2030 (2013), S.  445 ff.

26  Die soziale Situation in Deutschland, Bevölkerung und Haushalte, 1970 bis 2030 in ab-
soluten Zahlen, http://www.bpb.de/wissen/GLSOS3,0,0,Bev%C3%B6lkerung_und_Haushal 
te.html%22 (Stand: 1.9.2014).

27  Tabelle 2.6.1 Privathaushalte nach Zahl der Personen, Ländern und Gemeindegrößen-
klassen, Statistisches Jahrbuch 2012, S.  5.; Dieser Trend ist in allen Bundesländern außer dem 
Saarland und Sachsen-Anhalt zu verzeichnen. Wobei aber auch Unterschiede zwischen den 
anderen Bundesländern bestehen. Besonders bemerkenswert sind die Zahlen aus Berlin und 
Hamburg und Bremen: In Berlin lebten 2011 mehr als die Hälfte der Menschen (54,2  %) in 
Einpersonenhaushalten, in Hamburg waren es 51,5  % Singlehaushalten und in Bremen 50,3  %.

28  Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2019, S.  59.
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vorausberechnung, dass in den Stadtstaaten in mehr als der Hälfte der Haushalte 
nur noch je eine Person leben wird.29 Entsprechend ist die durchschnittliche 
Wohnfläche sowohl pro Kopf als auch je Haushalt seit den 1960er Jahren stetig 
gewachsen.30

Hinzu kommen steigende Mieten. Besonders auffällige Steigerungen sind in 
bestimmten Regionen, wie den Städten Berlin, Hamburg und München zu ver-
zeichnen. Im Jahr 2017 haben über 25  % der Haushalte, 35  % oder mehr des 
Haushaltsnettoeinkommens für die Wohnraummiete aufgewendet.31 Dabei liegt 
die Quote bei Haushalten mit einem Nettoeinkommen unter EUR 1.300,00 regel-
mäßig noch höher.32 

Darüber hinaus hat sich der bereits im Jahr 2015 prognostizierte weiterwach-
sende Wohnungsbedarf in den Ballungszentren noch einmal deutlich verschärft. 
Ging die Bundesregierung im Mai des Jahres 2015 noch von einem jährlichen 
Neubaubedarf von 270.000 Wohnungen aus, ermittelte das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit im Jahr 2016 bereits einen 
jährlichen Bedarf von 350.000 neuen Wohnungen.33 Diese (wenn auch häufig 
regionalen) Entwicklungen führten wieder zu einer breiten gesellschaftlichen 
Diskussion und spornten die Politik zu teils aktionistischem Handeln an. So, dass 
die Bundesregierung die Wohnungsfrage als relevante soziale Frage anerkannte 
und sich zuletzt im September 2019 das Ziel setzte, in der laufenden Legislatur-
periode den Bau von 1,5 Millionen neuen Wohnungen zu ermöglichen.34 

Das Bedürfnis der Bürger nach angemessenem Wohnraum und die Forderung 
an die Politik, diesen zu gewährleisten, sind dabei nicht neu. Schon im letzten 
Jahrhundert sahen sich Staat und Bevölkerung verschiedenen problematischen 
Situationen ausgesetzt. Insbesondere die beiden Weltkriege beeinflussten und 
strapazierten den Wohnungsmarkt wesentlich. Mit unterschiedlichen Interventio­
nen und Regelungen versuchte die Politik den Mietwohnungsmarkt zu lenken. 
Dies tut sie bis heute. Betrachtet man die Bandbreite und Variation der eingesetz-

29  Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und Erwerbstätigkeit – Entwicklung der Privat-
haushalte bis 2030 – Ergebnisse der Haushaltsvorausberechnung, Wiesbaden, 2011, S.  14.

30  Opaschowski, Horst, Deutschland 2030 (2013), S.  445, sowie für die Jahre 2010 bis 
2017: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2019, S.  587. 

31  Ebenda, S.  167. 
32  Statistisches Bundesamt, Fachserie 15, Heft 5, S.  40, 1.3.
33  Psotta, Michael, Wohnungsmangel – Baugrube sozialer Wohnungsbau, faz.net v. 6.2.

2016, abrufbar unter: https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wohnen/wohnungsmangel-baugru 
be-sozialer-wohnungsbau-14051661.html (zuletzt aufgerufen am 4.12.2020). 

34  Ergebnisse des Wohngipfels am 21.9.2018 im Bundeskanzleramt, abrufbar unter: https://
www.bundesregierung.de/resource/blob/997532/1531576/48f6a1733e6c500c937694343aaa 
eb2b/2018-09-21-eckpunkte-wohngipfel-data.pdf?download=1 (zuletzt aufgerufen am 24.10.
2020).
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ten Interventionsmaßnahmen kann man seit Beginn des 20.  Jahrhunderts von 
einer Tradition staatlicher Interventionen in den Mietwohnungsmarkt sprechen.

III. Forschungsstand

Eine Vielzahl von Wissenschaften befasst sich interdisziplinär mit dem Thema 
der staatlichen Interventionen in den Mietwohnungsmarkt. Die vorliegende Ar-
beit ist in erster Linie im Bereich der Schnittstelle der Rechtsgeschichte und des 
Wirtschaftsrechts zur Wirtschafts- und Sozialpolitik zu verorten. Für eine umfas-
sende Darstellung der Grundlagen sind zudem Elemente des Verfassungsrechts 
und des Privatrechts relevant und Facetten der Urbanistik, Stadtplanung sowie 
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften zu berücksichtigen.

Die wohnungs- und immobilienwirtschaftliche Forschung scheint sowohl bei 
den Rechtswissenschaften als auch bei den Wirtschaftswissenschaften eine un-
tergeordnete Rolle zu spielen.35 Die einschlägige rechtswissenschaftliche Litera-
tur, die sich mit den wirtschaftspolitischen Folgen staatlicher Eingriffe beschäf-
tigt, befasst sich regelmäßig nicht schwerpunktmäßig mit staatlichen Regulie-
rungen des Mietwohnungsmarktes. Vielmehr werden in Grundzügen mit dem 
Mietwohnungsmarkt vergleichbare Themen- und Problemkomplexe behandelt. 
Eine Verknüpfung – insbesondere der (volks-) wirtschaftlichen mit den rechts-
wissenschaftlichen Parametern – erfolgt zumeist nicht durch die juristische, son-
dern durch die wirtschaftswissenschaftliche Literatur. 

Eine Ausnahme stellt die Arbeit von Hofacker36 dar, der die Preisvorschriften 
im Wohnraummietrecht sowohl juristisch als auch eingehend mikro- sowie mak-
roökonomisch betrachtet. Ferner gibt es mehrere Werke mit stadtsoziologischem 
Ausgangspunkt, insbesondere von Häußermann/Siebel37. Sie schreiben über die 
Entstehung der Wohnungsfrage vor allem im Hinblick auf die physischen und 
sozialen Komponenten des Wohnens und beziehen sich ferner auf die Entstehung 
und Entwicklung von Wohnkultur. Ebenfalls finden sich dort ausführliche Auf­
arbeitungen zu den Ursprüngen der Wohnungsfrage zu Beginn des 20.  Jahrhun-
derts und die weiteren Entwicklungen bis in die 1990er Jahre. Bei Häring38 fin-
det sich schließlich eine detaillierte und umfassende Literaturzusammenstellung 

35  So schon Oettle, Karl, Wohnungswirtschaft – in den deutschen Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften vernachlässigt (2001), S.  2–22 und danach Sotelo, Roman, Ökonomische 
Grundlagen der Wohnungspolitik (2001), S.  2.

36  Hofacker, Thomas M., Preisvorschriften für sogenannten preisfreien Wohnraum (2000).
37  Häußermann, Hartmut/Siebel, Walter, Soziologie des Wohnens (1996). 
38  Häring, Dieter, Zur Geschichte und Wirkung staatlicher Interventionen im Wohnungs-

sektor (1974).
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zur staatlichen und sozialen Wohnungspolitik unter Berücksichtigung geschicht-
licher Kontinuität einzelner Problemstellungen.

Rechtsgeschichtlich finden sich teilweise sehr detaillierte Aufarbeitungen mit 
dem Schwerpunkt auf einzelne Interventionen oder Zeitabschnitte bei den fol-
genden Autoren:

Ein Überblick über das Mietrecht im 19.  Jahrhundert gibt Quaisser39, die die 
mietrechtliche Konzeption im Allgemeinen für die Preußischen Staaten von 
1794 und dem gemeinen Recht vergleicht. Ein umfassender historischer Über-
blick über die Geschichte des Wohnens vom Mittelalter bis ins 21.  Jahrhundert 
mit weniger rechtlichem Schwerpunkt findet sich bei Fuhrmann/Meteling/
Rajkay/Weipert40. Und ein umfassender Überblick über die rechtshistorische 
Entwicklung der wohnraummietrechtlichen Vorschriften im BGB findet sich bei 
Oestman41. Ebenso mit rechtswissenschaftlichem Fokus widmet sich Wolter42 
dem mietrechtlichen Bestandsschutz, indem er die historische Entwicklung über 
mehr als ein Jahrhundert bis zum Wohnraumkündigungsschutzrecht Anfang der 
1980er Jahre analysiert. Kerner43 fokussiert sich auf die Regelungen der Woh-
nungszwangswirtschaft und unterzieht diese einer differenzierten Betrachtung. 
Bei Lutz44, der seinen Schwerpunkt auf die Entwicklungen im sozialen Mietrecht 
und die Einschränkungen der Privatautonomie legt, finden sich nicht nur vertie-
fende Ausführungen dazu, sondern auch darüber hinausgehend weiterführende 
Statistiken unter Bezugnahme auf ein umfangreiches Zahlenmaterial. 

Bei Führer45 findet sich ein Gesamtbild der zwangswirtschaftlichen Eingriffe 
in das Wohnungswesen zwischen den Jahren 1914 und 1960 sowie eine umfas-
sende Darstellung und Analyse der Entwicklung der Geschichte der deutschen 
Wohnungszwangswirtschaft einschließlich politischer sowie rechts- und sozial-
historisch Facetten und tatsächliche rechtliche Entwicklungen und deren prakti-
sche Umsetzung. Vertiefende Ausführungen zum Mietpreisrecht in der Mitte des 
20.  Jahrhunderts finden sich des Weiteren bei Hügemann46. 

Grundsätzliche und umfassende historische und geltend rechtliche Ausführun-
gen zu Regelungen über die Miethöhe und Regulierungen des Mietwohnungs-

39  Quaisser, Friederike, Mietrecht im 19.  Jahrhundert (2005). 
40  Fuhrmann, Bernd/Meteling, Wencke/Rajky, Barbara/Weipter, Matthias, Geschichte des 

Wohnens – vom Mittelalter bis heute (2008). 
41  Oestmann, Peter, in: Historisch-kritischer Kommentar zum BGB, Historisch-kritischer 

Kommentar zum BGB, Band  III: Schuldrecht. Besonderer Teil. 1.  Teilband, §  535–580a (2013).
42  Wolter, Udo, Mietrechtlicher Bestandsschutz (1984). 
43  Kerner, Frank, Wohnraumzwangswirtschaft in Deutschland (1996).
44  Lutz, Hans-Joachim, Der Mieterschutz der Nachkriegszeit (1998).
45  Führer, Karl Christian, Mieter, Hausbesitzer, Staat und Wohnungsmarkt (1995).
46  Hügemann, Ewald, Die Geschichte des öffentlichen und privaten Mietpreisrechts vom 

Ersten Weltkrieg bis zum Gesetz zur Regelung der Miethöhe von 1974 (1998).



9III. Forschungsstand

marktes mit vielen weiteren Nennungen finden sich schließlich bei Emmerich/
Sonnenschein47.

Mit Buck48 sei ferner einer der Autoren genannt, der sich mit der Wohnungs-
politik in der DDR auseinandersetzt. Es handelt sich um eine sehr ausführliche 
Darstellung und kritische Beleuchtung der DDR-Wohnungspolitik mit vielen 
Fakten zu Bestand und Entwicklungen auf dem Bau- und Mietwohnungsmarkt. 
Eine rechtsvergleichende Untersuchung des Wohnraummietrechts in der Bun-
desrepublik und der DDR findet sich bei Heinisch49. 

Eine Darstellung der wirtschaftswissenschaftlichen Dimension der Wohnungs
wirtschaft findet sich wiederum bei Kofner50 mit vielen weiteren Nennungen  
und Vertiefungshinweisen. Ebenfalls sind als immobilienwirtschaftliche Litera-
tur Schulte/Bone-Winkel/Schäfers51, Kühne-Büning/Heuer52 oder Jenkis53 zu 
nennen.

Eucker-Herresthal54 untersucht einzelne staatliche Eingriffe in den Mietwoh-
nungsmarkt in den 1980er Jahren und unterbreitet nach deren Erfolgsanalyse 
verschiedene Reformvorschläge. Füllenkemper55 liefert einen Rahmen um woh-
nungspolitisches Handeln hinsichtlich der Wirkung und Zielkonformität zu ana-
lysieren und zu bewerten. Mit Ansprüchen und Auswirkungen wohnungspoliti-
schen Handelns setzt sich auch Eekhoff56 auseinander. Kirchner57 wiederum ver-
gleicht die Wohnungsversorgung für unterstützungsbedürftige Haushalte in 
verschiedenen europäischen Ländern Anfang des 21.  Jahrhunderts.

47  Emmerich, Volker/Sonnenschein, Jürgen, in: Miete: Handkommentar, §§  535 bis 580a 
BGB, sowie Emmerich, Volker, in: J. von Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Gesetz-
buch: Staudinger BGB – Buch  2: Recht der Schuldverhältnisse §§  535–555f (Mietrecht 1) 
(2014). 

48  Buck, Hannsjörg, Mit hohem Anspruch gescheitert – Die Wohnungspolitik der DDR 
(2004).

49  Heinisch, Jan, Wohnraummiete im politischen System von BRD und DDR (2004). 
50  Kofner, Stefan, Wohnungsmarkt und Wohnungswirtschaft (2004).
51  Schulte, Karl-Werner/Bone-Winkel/Stephan/Schäfers, Wolfgang, Immobilienökonomie I 

(2016). 
52  Kühne-Büning, Lidwina/Heuer, Jürgen, Grundlagen der Wohnungs- und Immobilienwirt-

schaft (1994). 
53  Jenkis, Helmut, Kompendium der Wohnungswirtschaft (1991) und ders., Die Wohnungs-

politik auf dem Prüfstand? (1996). 
54  Eucker-Herresthal, Waltraud, Staatliche Eingriffe in den Mietwohnungsmarkt – Erfolgs-

kontrolle und Reformvorschläge (1985).
55  Füllenkemper, Horst, Wirkungsanalyse der Wohnungspolitik in der Bundesrepublik 

Deutschland (1982).
56  Eekhoff, Johann, Wohnungspolitik (2002). 
57  Kirchner, Joachim, Wohnungsversorgung für unterstützungsbedürftige Haushalte – Deut-

sche Wohnungspolitik im europäischen Vergleich (2006).



10 Einleitung

Eine vertiefte Ausarbeitung zum Wirtschaftsrecht und den rechtlichen Grund-
lagen für staatliche Regulierungen unabhängig vom Mietwohnungsmarkt findet 
sich schließlich bei Möschel58. Weiterführend zu den verfassungsrechtlichen 
Grundlagen des Steuerungsstaats und zur Daseinsvorsorge ist ferner die Habili-
tationsschrift von Storr59. 

Ein Überblick über verschiedene Studien und Prognosen zu den Faktoren wie 
Bevölkerungsentwicklung u. a., die den Wohn- und Immobilienmarkt beeinflus-
sen findet sich zudem bei Michels/Mester/Beermann60, die die Forschungsvorha-
ben in den 2000er Jahren zusammenfassen und deren Probleme herausarbeiten. 

Weiterführend und gleichzeitig grundlegend für eine Bewertung ist die Ent-
wicklung von volkswirtschaftlichen und sozialen Strukturen. Diesbezüglich soll 
auf die ausführliche Datensammlung und Auswertung des Statistischen Bundes-
amtes verwiesen werden. Zudem finden sich detaillierte Ausführungen über die 
Sozialstruktur und den sozialen Wandel in Deutschland bis zur Jahrtausendwen-
de bei Schäfers61.

IV. Gang der Untersuchung

Die Arbeit befasst sich mit der rechtlichen Einordnung der staatlichen Interven-
tionsmaßnahmen zur Unterstützung der Wohnungspolitik vor dem Hintergrund 
politischer, soziologischer und wirtschaftlicher Entwicklungen. 

Das ursprüngliche Ziel dieses Projektes, eine Art „Weißbuch“ als Grundlage 
für politische Handlungsmaßnahmen zu entwerfen, musste aufgrund der Viel-
schichtigkeit und Mehrdimensionalität62 des Mietwohnungsmarktes im Laufe 
der Bearbeitung eingeschränkt werden. In diesem Rahmen ist es nicht möglich 
alle Aspekte abzudecken, die erforderlich sind, um geeignete Interventionen zu 
identifizieren. 

Anhand eines Querschnitt durch die rechtshistorischen und rechtlichen Grund-
lagen und Rahmenbedingungen sowie Wirkungsweisen der Regulierungen auf 
dem Mietwohnungsmarkt, soll daher eine Grundlage geschaffen werden, um all-
gemeingültige Aussagen zu treffen. Denn die „relative Unkenntnis über die tat-

58  Möschel, Wernhard, Regulierung und Deregulierung (2004).
59  Storr, Stefan, Der Staat als Unternehmer (2001).
60  Michels, Winfried/Mester, Klaus-Hendrik/Beermann, Frank, Wohnungsmarkt – Wohn­

eigentum – Kostengünstiges Bauen (2006).
61  Schäfers, Bernhard, Sozialstruktur und sozialer Wandel in Deutschland (2002).
62  Dazu nur Bettermann, der versucht das Wohnungsrecht inhaltlich zu umreißen: Better-

mann, Karl August, Das Wohnungsrecht als selbständiges Rechtsgebiet (1949), S.  10 ff. und 
32 ff. 
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